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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

Vorbemerkung 

 
Die Finanzverwaltung hat unter Federführung des BMF in mehreren Arbeitsgruppen die 

Notwendigkeit und Möglichkeit einer Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 

überprüft und die Ergebnisse in dem Diskussionsentwurf „Modernisierung des 

Besteuerungsverfahrens“ veröffentlicht, der folgende Vorschläge zu 

Gesetzesänderungen enthält:  

 Anlage 1: Vorschläge für Gesetzesänderungen im Zusammenhang mit der 

Modernisierung des Besteuerungsverfahrens im engeren Sinne,  

 

 Anlage 2: Vorschläge zu Gesetzesänderungen zur Anpassung des 

Besteuerungsverfahrens an die moderne Kommunikation,  

 

 Anlage 3: Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Verankerung 

bereichsspezifischer datenschutzrechtlicher Regelungen in der AO, 

insbesondere zum Auskunftsanspruch und sonstigen Betroffenenrechten,  

 

 Anlage 4: Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Verbesserung des 

Steuererklärungseingangs und zur Übermittlung von Vollmachtsdaten, und 

 

 Anlage 5: Sonstige Vorschläge für Änderungen der AO. 

 

Der DAV begrüßt ausdrücklich die Intention des Entwurfs, die Arbeitsabläufe innerhalb 

der Finanzverwaltung sowie die Kommunikation zwischen dem Steuerpflichtigen bzw. 

seinem Berater und der Finanzverwaltung durch Einsatz der modernen 

Informationstechnologie zu optimieren und zu beschleunigen. Die Optimierung des 

Verwaltungsverfahrens darf aber nicht zu Lasten der Steuerpflichtigen und ihrer Berater 

gehen. Vielmehr muss die Verwendung der modernen Informationstechnologie auch für 

die Steuerpflichtigen bzw. ihre Berater zu einer deutlichen Verbesserung der 

Arbeitsabläufe und damit zur Ressourcenschonung führen. Eine Optimierung der 

Verwaltungsabläufe auf Kosten der Steuerpflichtigen und steuerberatenden Berufe ist 

strikt zu vermeiden. 



 - 5 - 

Aus systematischer Sicht ist zu bemerken, dass die vorgeschlagene Automatisierung 

des Besteuerungsverfahrens zur Folge haben wird, dass in einer Vielzahl von Fällen 

Verwaltungsakte (Steuerfestsetzungen) ergehen werden, an denen unmittelbar kein 

Hoheitsträger mehr beteiligt ist. Die Steuerfestsetzung wird von dem mit dem Einzelfall 

betrauten entscheidungsberechtigten Beamten auf ein automatisiertes Programm 

übertragen. Hoheitsträger sind nur mittelbar beteiligt, indem sie das 

Verarbeitungsprogramm autorisieren. Dies verändert den überkommenen Begriff des 

Verwaltungsaktes entscheidend, wie er in § 118 AO niedergelegt ist. Von einer 

„Verfügung, Entscheidung oder anderen hoheitlichen Maßnahme einer Behörde“ kann 

nur noch sehr mittelbar die Rede sein.  

 

Diese Auflösung und Entpersonalisierung des Begriffs des Verwaltungsaktes ist 

deshalb bedenklich, weil dieser Begriff eine eminente Bedeutung für den Rechtsschutz 

des Steuerbürgers hat. Die Optimierung und Automatisierung der Verwaltungsabläufe 

darf jedoch nicht zu einer Einschränkung der verfassungsrechtlichen Grundsätze der 

Gleichmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit der Besteuerung sowie nicht zu einer 

Einschränkung des Rechtsschutzes der Steuerbürger führen. Die nachfolgende 

Stellungnahme konzentriert sich auf diese Aspekte – nicht ohne darauf zu verweisen, 

dass jede der vorgeschlagenen Änderungen einen inhaltlichen Abstimmungs- wie 

Harmonisierungsbedarf mit anderen Verfahrensregelungen auslöst: 

 

Auch wenn die Vorschläge zur Änderung der AO nur einen abgeschlossenen 

fachrechtlichen Regelungsbereich betreffen, kann nicht verkannt werden, dass das 

Anliegen, den Anteil der vollmaschinellen bearbeitenden Einkommenssteuererklärung 

zu erhöhen – Tz. 62 –, infolge der damit verbundenen verfahrensrechtlichen 

Änderungen weit über den abgegrenzten Bereich der Abgabenordnung hinaus wirkt. 

Dies macht aus Sicht des DAV eine Systematisierung mit den Verfahrensvorschriften 

anderer Gesetze, beispielsweise des VwVfG, erforderlich. Die Vorschriften, die – wie §§ 

87 a, 88, 89, 118,121, 122 AO – geändert/ergänzt werden sollen, finden ihre 

Entsprechung in ähnlich lautenden Bestimmungen des VwVfG (§§ 3 a, 24, 25, 35, 41 

VwVfG). Im Interesse der Rechtseinheitlichkeit und systematischen Konsequenz sollte 

dies bei der weiterführenden Diskussion Beachtung finden. 
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Derzeit verliert der Diskussionsentwurf die Notwendigkeit der Systematisierung noch an 

der einen oder anderen Stelle aus dem Auge. So fällt auf, dass der Anwendungsbereich 

des zur Diskussion gestellten § 87 a Abs. 1 AO anders als die 

verwaltungsverfahrensrechtliche „Parallelnorm“ zwei Regelungszwecke miteinander 

verknüpft. Während es bei § 3 a VwVfG als „Zugangsvorschrift“ lediglich darum geht, 

die allgemeine Zulässigkeit elektronischer Übermittlung festzustellen, geht der 

Regelungsvorschlag zu § 87 a AO hierüber hinaus. Der Diskussionsentwurf stellt nicht 

nur die Zulässigkeit der Übermittlung elektronischer Dokumente fest, sondern trifft 

gleichzeitig Regelungen zur Wahrung der Geheimhaltung. Das allgemeine 

Verwaltungsverfahrensrecht aber weist – im Interesse der Normenklarheit – mit § 30 

VwVfG hierzu einen gesonderten Regelungstatbestand aus. Es sollte daher geprüft 

werden, ob das Anliegen des Diskussionsentwurfes nicht auch durch eine 

entsprechende und damit systematisch überzeugendere Ausgestaltung der 

Verfahrensbestimmungen in der AO zum Ausdruck kommen kann.  

 

I. Diskussionsentwurf „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ sowie 

Anlage 1 

 
1. Elektronische Steuererklärung (Tz. 17 - 19) 

 

Der Ausbau des Verfahrens der elektronischen Steuererklärung wird begrüßt. 

Allerdings sollte dieser Weg konsequent beschritten werden und von der Beifügung von 

Belegen zu der Steuererklärung grundsätzlich abgesehen werden, und zwar auch für 

Steuererklärungen, die in Papierform abgegeben werden. Eine unterschiedliche 

Behandlung von elektronischen und nicht elektronischen Steuerklärungen wäre 

gleichheitsrechtlich nicht zu rechtfertigen. Belege wären danach nur noch im Einzelfall 

und auf besondere Anforderung durch die Finanzbehörde vorzulegen.  

 

Die Möglichkeit für den Steuerpflichtigen, freiwillig Belege und Erläuterungen 

beizufügen, sollte beibehalten werden. Der Steuerpflichtige muss die Möglichkeit 

haben, die seiner Ansicht nach notwendigen Angaben und Hinweise auf 

Besonderheiten (z.B. Abweichungen von der Rechtsansicht der Finanzverwaltung) zur 

Vermeidung des Vorwurfs einer Steuerhinterziehung freitextlich in der Steuererklärung 

zu machen. Es obliegt dann der Finanzverwaltung, erforderliche Belege und nähere 

Angaben im Einzelfall anzufordern. Zu kritisieren ist allerdings die Regelung, dass diese 
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Angaben bei der automatisierten Verarbeitung von der Finanzverwaltung nicht 

berücksichtigt werden und in dem Steuerbescheid darauf auch nicht hingewiesen wird, 

und stattdessen eine umfassende Änderungsmöglichkeit für die Steuerbescheide 

geschaffen wird. Dies bedeutet nicht nur zusätzlichen Arbeitsaufwand, da die 

maschinell erstellten Bescheide in einer Vielzahl von Fällen anschließend manuell 

geändert werden müssen, sondern kann auch zu einem Rechtsverlust des 

Steuerpflichtigen führen. Vgl. hierzu auch die Ausführungen unter Ziff. 7 und 8. 

 

2. Elektronische Kommunikation (Tz. 29-35) 

 

Die Erweiterung des ELSTER-Systems auf die Übermittlung von Schriftverkehr 

(Änderungsanträge, Einsprüche, Aussetzung der Vollziehung) wird begrüßt. Allerdings 

sollte für die steuerlichen Berater keine Verpflichtung eingeführt werden, ELSTER zu 

nutzen. Einerseits wird sich die Nutzung von ELSTER für den Schriftverkehr auch ohne 

gesetzlichen Zwang durchsetzen, wenn sich dieses System als für den Benutzer 

komfortabel und zeit- und ressourcensparend erweist. Ist dies andererseits nicht der 

Fall, ist eine Verpflichtung zur Nutzung des Systems unangemessen. Es ist auch nicht 

klar, ob ELSTER oder ein anderes System für besondere Fallgestaltungen, z.B. 

umfangreiche Einspruchsbegründungen, überhaupt geeignet ist. Ein amtlich 

vorgeschriebener Datensatz (vgl. Tz. 33) kann für Stundungsanträge und Anpassung 

von Vorauszahlungen sinnvoll sein, kaum aber für Rechtsbehelfe, bei denen es auf die 

Umstände des Einzelfalles ankommt. 

 

Im Übrigen sollte geprüft werden, ob auch die Finanzverwaltung verpflichtet werden 

soll, ELSTER für die elektronische Kommunikation zu verwenden. 

Die Schaffung einer Möglichkeit, angeforderte Belege elektronisch zu übersenden, wird 

ausdrücklich begrüßt. Auch hier sollte aber von einer gesetzlichen Verpflichtung zur 

elektronischen Übermittlung abgesehen werden. 

 

3. Elektronische Steuerbescheide (Tz. 38-41)  

 

Die Möglichkeit elektronischer Steuerbescheide und ihre Bekanntgabe durch 

Datenabruf werden begrüßt.  
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Allerdings ist die Regelung der Bekanntgabefiktion in § 122 Abs. 2b AO-neu insoweit zu 

kritisieren, als die Bekanntgabe ausschließlich an den Zugang der elektronischen 

Benachrichtigung geknüpft wird. Dies steht nicht in Übereinstimmung mit dem bereits 

geltenden § 87a Abs. 1 S. 2 AO, wonach für den Zugang eines elektronischen 

Dokuments der Zeitpunkt entscheidend ist, zu dem es die Empfangseinrichtung des 

Empfängers in bearbeitbarer Weise aufgezeichnet hat. Es ist möglich, dass durch 

Störungen der Sende- oder Empfangseinrichtung nach dem Zugang der elektronischen 

Benachrichtigung der Steuerbescheid nicht abgerufen werden kann. § 122 Abs. 2b AO 

sollte daher in einem folgenden Satz dadurch ergänzt werden, dass § 122 Abs. 2b S. 5 

(Zugang erst bei tatsächlichem Datenabruf) auch gilt, wenn dem Empfänger der 

Datenabruf aus technischen Gründen nicht möglich war. 

 

4. Zweijährige Gültigkeit des Faktors im Faktorverfahren (Tz. 51) 

 

Es muss bezweifelt werden, dass eine zweijährige Gültigkeit des Faktors im 

Faktorverfahren nach § 39f EStG zu einer größeren Akzeptanz des Verfahrens führen 

wird. Wenn die Anwendung des Faktorverfahrens gefördert werden soll, wäre eine 

zeitlich unbegrenzte Geltung des Faktors notwendig, verbunden mit der Verpflichtung, 

Änderungen der Verhältnisse der Finanzbehörde mitzuteilen. Da jährlich eine 

Veranlagung nach § 46 Abs. 2 Nr. 3a EStG zu erfolgen hat, kann die Finanzbehörde 

jährlich prüfen, ob der Faktor die tatsächlichen Verhältnisse noch angemessen 

widerspiegelt. 

 

5. Abfrage von Daten in den Steuererklärungsformularen, die von Dritten 

an die Steuerverwaltung zu übermitteln sind (Tz. 56-57) 

 

Eine Verpflichtung des Steuerpflichtigen, bei unrichtiger Übermittlung der Daten durch 

einen Dritten an die Finanzbehörde den Sachverhalt mit dem Dritten klären zu müssen, 

ist unangemessen. Der Steuerpflichtige kommt seiner Verpflichtung, eine sachlich 

richtige Steuererklärung abzugeben, dadurch nach, dass er die richtigen Daten, ggf. 

unter Änderung der Daten einer vorformulierten Steuererklärung, in die Steuererklärung 

eingibt. Eine darüber hinausgehende Verpflichtung zur Klärung von Differenzen 

verschiebt die Ermittlungspflicht unangemessen von der Finanzbehörde auf den 

Steuerpflichtigen. 



 - 9 - 

6. Risikomanagement (Tz. 64-68, 81-89) 

 

Die Einführung eines Risikomanagements durch einen neuen § 88 Abs. 5 AO-neu stellt 

einen Paradigmenwechsel hinsichtlich der Verpflichtung der Finanzbehörde zu einer 

gleichmäßigen und gesetzmäßigen Steuerfestsetzung und -erhebung dar. An die Stelle 

des Grundsatzes der Einzelfallprüfung tritt eine automationsgestützte Risikobewertung, 

auf Grund derer die Notwendigkeit einer einzelfallbezogenen Bearbeitung des 

Steuerfalls ermittelt werden soll. Grundsätzlich ist ein Bedürfnis für ein solches 

Risikomanagementsystem anzuerkennen, wenn das Ziel eines automatisierten und 

ressourcenschonenden Steuerverfahrens erreicht werden soll. Andererseits liegt in 

einem solchen Verfahren eine Einschränkung des in §§ 85, 88 Abs. 1 AO enthaltenen 

Legalitätsprinzips, die nur in engen Grenzen zulässig ist (vgl. auch die 

Einschränkungen in § 88 Abs. 2 AO-neu, Tz. 83). Soll ein solches System einer 

verfassungsrechtlichen Prüfung unter dem Gesichtspunkt der Gleichmäßigkeit und  

gesetzmäßigen Besteuerung standhalten und ein strukturelles Vollzugsdefizit 

vermeiden, müssen die Kriterien einer solchen Risikoprüfung in überprüfbarer Weise 

gesetzlich festgelegt werden. Es kann nur durch das Parlament entschieden werden, in 

welchem Umfang die Einzelfallprüfung zugunsten einer automationsgestützten 

Risikobewertung zurücktreten soll. Interne Entscheidungen der Finanzbehörde, die 

zudem geheim gehalten werden sollen, stellen keine ausreichende Rechtsgrundlage 

dar. Dieser Ansicht scheint auch der Gesetzgeber zu sein, der im bisherigen § 88 Abs. 

3 AO eine Ermächtigung für eine Rechtsverordnung vorgesehen hat. Unabhängig von 

der Frage, ob diese bisherige Ermächtigung den Voraussetzungen des Art. 80 Abs. 1 S. 

2 GG entspricht, wonach die Ermächtigung für Rechtsverordnungen Inhalt, Zweck und 

Ausmaß bestimmen muss, müssen diese Voraussetzungen für eine Ermächtigung an 

die Finanzverwaltung in besonderem Maße vorliegen. Der Entwurf des § 88 Abs. 5 AO-

neu entspricht dem in keiner Weise. Tatsächlich würde hierdurch das Parlament seine 

Entscheidungshoheit über Art und Ausmaß der steuerlichen Überprüfung vollständig 

auf die Finanzverwaltung delegieren. Die Entscheidungen der Finanzbehörde über die 

Art und Intensität der Risikobewertung wäre auch von den Gerichten nicht überprüfbar, 

da diese Faktoren nach § 80 Abs. 5 S. 4 AO-neu geheim gehalten werden sollen. Ein 

solcher selbst für die Gerichte, einschließlich des Bundesverfassungsgerichts, 

intransparenter und undurchsichtiger Bereich der Finanzverwaltung, der unmittelbare 

Auswirkungen auf die Stellung der Steuerbürger hat, ist mit rechtsstaatlichen Prinzipien 
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nicht vereinbar. Die vorgeschlagene Regelung nimmt keine Abwägung zwischen 

Geheimhaltungsinteresse der Finanzverwaltung gegenüber dem Rechtsschutzinteresse 

des Steuerbürgers vor, sondern gibt dem Geheimhaltungsinteresse unreflektiert und 

uneingeschränkt Vorrang. Bei einer Abwägung der gegenseitigen Interessen müssten 

zumindest die grundlegenden Faktoren eines Risikomanagements gesetzlich, ggf. 

durch eine Rechtsverordnung, festgelegt werden, während Einzelheiten der 

Risikobewertung selbst, etwa die Gewichtung der einzelnen Faktoren, geheim bleiben 

könnten. Dies gilt auch für die Geheimhaltung allgemeiner Weisungen über die 

Berücksichtigung allgemeiner Erfahrungen und von Wirtschaftlichkeits- und 

Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten nach § 88 Abs. 3 S. 2 AO-neu (Tz. 87). 

 

Besonders gewichtig sind die Bedenken gegen die Geheimhaltung dann, wenn in das 

Risikomanagementsystem nicht nur sachbezogene Faktoren einbezogen werden, wie 

Höhe der Einkünfte, Art der Einnahmen und Aufwendungen, Auslandsbeziehungen 

usw., sondern auch persönliche Faktoren. Als solche persönlichen Faktoren denkbar 

wären etwa subjektive Einschätzungen des Finanzbeamten über die „Steuerehrlichkeit“ 

oder „Gestaltungsgeneigtheit“ des Steuerpflichtigen oder seines steuerlichen Beraters. 

Sofern solche Faktoren in die Risikobewertung einbezogen werden sollten, ist eine 

Offenlegung dieser Faktoren gegenüber dem Steuerpflichtigen bzw. seinem Berater 

unabdingbar. Es muss die Möglichkeit bestehen, gegenüber solchen Einschätzungen 

Einwendungen vorzubringen. Andernfalls wäre das Grundrecht auf informationelle 

Selbstbestimmung berührt, wonach der Bürger darüber informiert werden muss, was 

die Verwaltung über ihn weiß. 

 

7. Kennzeichnung der vollmaschinell erlassenen Steuerbescheide  

(Tz. 69-77) 

 

Auf Grund des § 89 Abs. 1 S. 3 AO-neu soll die Verpflichtung der Finanzbehörde, die 

Stellung von steuermindernden Anträgen anzuregen, für Steuerfestsetzungen im 

automatisierten Verfahren nicht gelten. Dies ist nur akzeptabel, wenn in das 

Risikomanagementsystem auch für den Steuerpflichtigen günstige Faktoren 

einbezogen und der Fall ggf. zur manuellen Bearbeitung mit Beratung des 

Steuerpflichtigen ausgesteuert wird. 
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Ebenfalls ungerechtfertigt zu Lasten des Steuerpflichtigen geht der Vorschlag des § 121 

Abs. 2 Nr. 6 AO-neu, wonach in einem automatisierten Steuerbescheid nicht darauf 

hingewiesen zu werden braucht, dass ein Antrag des Steuerpflichtigen nicht 

berücksichtigt oder von seiner Erklärung abgewichen wurde. Dies wird in vielen Fällen 

trotz der vorgeschlagenen Änderungsmöglichkeit in dem neuen § 172a AO-neu zum 

Rechtsverlust des Steuerpflichtigen führen. Es ist auch nicht verständlich, wieso bei 

einer Änderung bzw. Nichtberücksichtigung von Angaben des Steuerpflichtigen im 

maschinellen Verfahren kein entsprechender Hinweis eingefügt werden kann.  

 

Gegen die vorgeschlagene Änderungsvorschrift des § 172a AO-neu bestehen 

grundsätzliche rechtsstaatliche Bedenken. Diese Vorschrift sieht vor, dass im 

automatisierten Verfahren ergangene Steuerbescheide innerhalb eines Jahres geändert 

werden können, wenn bei der Steuerfestsetzung steuererhebliche Tatsachen und 

Beweismittel, die der Steuerpflichtige im Zusammenhang mit seiner Steuererklärung 

mitgeteilt hat, nicht berücksichtigt worden sind. Damit wird der Finanzverwaltung eine 

Änderungsmöglichkeit für Fälle eröffnet, in denen ihr die steuererheblichen Tatsachen 

rechtzeitig bekannt waren und die sie bei der Steuerfestsetzung hätte berücksichtigen 

können. Es werden also bewusst und erkennbar in einer Vielzahl von Fällen 

rechtswidrige Steuerbescheide erlassen, obwohl eine dem Gesetz entsprechende 

Steuerveranlagung möglich gewesen wäre. Mit dem Ideal einer an Recht und Gesetz 

gebundenen  Finanzverwaltung ist dies nicht mehr vereinbar. 

 

Mit der vorgeschlagenen Änderungsvorschrift des § 172a AO-neu wird das bisher in der 

AO enthaltene ausgewogene Verhältnis zwischen Gesetzmäßigkeit der 

Steuerfestsetzung einerseits und Rechtssicherheit und Vertrauensschutz für den 

Steuerpflichtigen andererseits grundlegend gestört. Der Steuerpflichtige wird für ein 

weiteres Jahr der Gefahr einer steuererhöhenden Änderung der Steuerfestsetzung 

ausgesetzt, obwohl er alle seine steuerlichen Pflichten erfüllt und die Finanzbehörde 

wahrheitsgemäß und vollständig über seine steuerlichen Verhältnisse informiert hat. Es 

entsteht auch ein vermeidbares zusätzliches Risiko von endgültigen rechtswidrigen 

Steuerbescheiden, wenn etwa die Notwendigkeit, den Steuerbescheid ändern zu 

müssen, übersehen wird oder die 1-Jahres-Frist abläuft. 

 



 - 12 - 

Außerdem wird die Regelung, Angaben des Steuerpflichtigen bei der automatisierten 

Steuerfestsetzung nicht sofort, sondern erst durch eine Änderung nach § 172a AO-neu 

zu berücksichtigen, zu vermeidbarem Mehraufwand bei der Finanzverwaltung und dem 

Steuerpflichtigen bzw. seinem Berater in einer Vielzahl von Fällen führen. Die 

Automatisierung wird mit der Notwendigkeit einer umfangreichen manuellen 

„Nachbearbeitung“ erkauft. Mit der Notwendigkeit eines ressourcenschonenden 

Einsatzes der vorhandenen Mittel ist das nicht zu vereinbaren. 

 

In § 173 Abs. 1a AO-neu wird im Rahmen der Definition, wann Tatsachen oder 

Beweismittel nachträglich bekannt geworden sind, bei automationsgestütztem Erlass 

eines Steuerbescheids der Zeitpunkt des Abschlusses der maschinellen Verarbeitung 

(des Rechentermins) als maßgebend festgelegt. Hierzu wird vorgeschlagen, dass das 

Datum des Rechentermins in dem Bescheid vermerkt wird, um dem Steuerpflichtigen 

die Prüfung zu erleichtern, ob Tatsachen oder Beweismittel „nachträglich“ bekannt 

geworden sind.  

 

8. Vorlage von Belegen (Tz. 90-98) 

 

Der weitgehende Verzicht auf die Beifügung von Belegen zur Steuererklärung wird 

begrüßt. Allerdings sollte sichergestellt werden, dass diese Belege und Aufstellungen 

bei der Festsetzung der Steuer auch berücksichtigt werden. Vorgesehen ist bisher, 

diese Aufzeichnungen bei der automatisierten Veranlagung nicht zu berücksichtigen 

(Tz. 93). Das ist unangemessen, da dann der Steuerpflichtige nicht sicher beurteilen 

kann, ob seine Aufstellungen und Angaben bei der Steuerfestsetzung berücksichtigt 

worden sind, oder ob er weitere Maßnahmen, z.B. Einlegen eines Einspruchs, 

angebracht sind. Dies gilt insbesondere, weil in dem Steuerbescheid nicht darauf 

hingewiesen werden soll, dass die in der Steuererklärung enthaltenen Angaben nicht 

berücksichtigt worden sind (vgl. oben Ziff. 7). Die Ausführungen in Tz. 94, dass nach 

Ablauf der Änderungsfrist von einem Jahr nach dem neuen § 172a AO die 

Finanzverwaltung das Risiko zu niedriger Steuerfestsetzungen trägt, ist unzureichend, 

da der Steuerpflichtige dann entsprechend das Risiko einer zu hohen 

Steuerfestsetzungen tragen würde.  
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Insgesamt würde die Konzentration der Finanzverwaltung auf „Risikosachverhalte“ (vgl. 

Rz. 95) zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen, da eine Prüfung zu Gunsten des 

Steuerpflichtigen unterbleiben würde. Das ist mit dem Legalitätsprinzip nicht zu 

vereinbaren. 

 

9. Flexibilisierung der Zuständigkeiten – landesintern (Tz. 111-120) 

 

Bei der Schaffung der Möglichkeit der Unterstützung des örtlich zuständigen 

Finanzamts durch ein anderes Finanzamt desselben Landes sollte das Interesse des 

Steuerpflichtigen berücksichtigt werden, einen Ansprechpartner in dem für ihn 

zuständigen Finanzamt zu haben, der seinen Fall kennt. Andernfalls würden der 

Steuerpflichtige bei Nachfragen zwischen verschiedenen Finanzämtern „hin- und 

hergeschickt“ und der Ortsbezug der Bearbeitung der Steuerfälle verloren gehen. Dazu 

sollte in dem neuen § 29a AO definiert werden, was unter „Unterstützung“ zu verstehen 

ist. So wäre eine Unterstützung in rein technischen Arbeitsschritten unbedenklich (z.B. 

Unterstützung bei Dateneingabe und Scannen). Dagegen würde eine Übertragung von 

Sachentscheidungen den Steuerpflichtigen der Möglichkeit berauben, Rückfrage bei 

dem ihm bekannten Finanzamt zu nehmen. 

 

II. Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Anpassung des 

Besteuerungsverfahrens an die moderne Kommunikation – Anlage 2 

 

10. § 91a Abs. 2, 4, 5 AO-neu, § 203a AO-neu, § 383b AO-neu 

 

Nach § 91a AO-neu hat der zur Datenübermittlung verpflichtete Dritte bis zu 7 Jahre 

nach dem Ende des Besteuerungszeitraums Änderungen oder Berichtigungen der 

übersandten Daten vorzunehmen. Für verspätete Datenübermittlung ist zwingend ein 

Verspätungsgeld zu erheben. Außerdem haftet der übermittlungspflichtige Dritte für 

eine entgangene Steuer, unterliegt einer besonderen Außenprüfung und wird einer 

Bußgeldvorschrift unterworfen. Angesichts des Umstandes, dass der Dritte zur 

Übermittlung der Daten im Interesse der Optimierung der Arbeitsabläufe innerhalb der 

Finanzverwaltung verpflichtet ist, ist dieses Sanktionssystem überdimensioniert. Der 

Finanzverwaltung ist hinsichtlich des Verspätungsgeldes nicht einmal ein 

Ermessensspielraum eingeräumt. Die Frist von 7 Jahren zwingt den Dritten, die 

übermittelten Daten lange Zeit auf Änderungen zu überwachen. Das unterwirft den 
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Dritten, zusammen mit den Sanktionen, einer unzumutbaren Belastung. Hier dürfte eine 

Frist von maximal 2 Jahren ausreichen. 

 

11. § 175b AO-neu 

 

Nach § 175b Nr. 1 AO-neu soll eine Änderung der Steuerfestsetzung ohne zeitliche 

Begrenzung möglich sein, soweit übermittelte Daten nicht oder nicht zutreffend 

berücksichtigt worden sind. Da die Vorschrift nur eingreift, wenn die Daten tatsächlich 

übermittelt worden sind, ermöglicht die Vorschrift eine Änderung der Steuerfestsetzung, 

wenn die Verantwortung für die fehlerhafte Steuerfestsetzung ausschließlich im Bereich 

der Finanzverwaltung liegt, und dies ohne zeitliche Begrenzung (mit Ausnahme des 

Ablaufs der Festsetzungsfrist). Damit werden die Folgen von Bearbeitungsfehlern, die 

von der Finanzverwaltung zu verantworten sind, einseitig auf den Steuerpflichtigen 

verlagert. Die Vorschrift sollte auf Fälle beschränkt werden, in denen die 

Datenübermittlung durch Dritte nach § 91a AO-neu nicht ordnungsgemäß erfolgt ist.   

 

III. Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Verankerung bereichsspezifischer 

datenschutzrechtlicher Regelungen in der AO – Anlage 3 

 

12. § 32 AO-neu 

 

Es ist zu begrüßen, dass der Steuerpflichtige zu informieren ist, wenn steuerliche Daten 

ohne seine Kenntnis erhoben werden. Allerdings sind die in § 32 Abs. 1 S. 3 AO-neu 

geregelten Ausnahmen von dieser Verpflichtung so umfangreich, dass die 

Unterrichtungspflicht praktisch nur auf dem Papier besteht. So dürften steuerliche 

Daten regelmäßig, jedenfalls auch, zu Kontroll- und Überwachungszwecken erhoben 

werden (§ 32 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 AO-neu). Auch die Ausnahme, dass keine 

Unterrichtungspflicht besteht, wenn die Unterrichtung einen unverhältnismäßigen 

Aufwand verursachen würde (Nr. 7), ist unverhältnismäßig. Bedenklich sind auch die 

Ausnahmen der Nr. 5 (Vermutung, dass der Steuerpflichtige anderweitig von der 

Erhebung der Daten Kenntnis erlangt) und Nr. 6 (schutzwürdige Interessen Dritter). 

Hinzu kommen weitere Ausschlussgründe in § 32b AO-neu (vgl. unten Ziff. 14). 

Insgesamt ist die Regelung unausgewogen zu Lasten des Steuerpflichtigen und 

schränken seine Rechte aus dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 

unangemessen und damit in verfassungswidriger Weise ein. Da es sich um Daten über 
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die steuerlichen Verhältnisse des Steuerpflichtigen handelt, ist kein Grund ersichtlich, 

warum er über diese Datenspeicherung nicht informiert werden soll. 

 

13. § 32a AO-neu 

 

Das in der Vorschrift geregelte Auskunftsrecht des Steuerpflichtigen über die von der 

Finanzbehörde gespeicherten Daten ist zu begrüßen. Nicht angemessen ist jedoch 

Abs. 2 der Vorschrift, wonach der Auskunftsanspruch voraussetzt, dass der 

Steuerpflichtige die Art der steuerlichen Daten bezeichnet, über die Auskunft erteilt 

werden soll. Wenn der Steuerpflichtige nicht weiß, welche Daten die Finanzverwaltung 

über ihn erhoben hat (vgl. § 32 AO-neu), kann er über ihre Art bei dem Antrag auf 

Auskunftserteilung auch keine Angaben machen. 

 

14. § 32b AO-neu, § 32c AO-neu 

 

Die Ausschlussgründe für die Unterrichtung nach § 32 AO-neu und den 

Auskunftsanspruch nach § 32a AO-neu sind zu umfangreich und entwerten die Rechte 

des Steuerpflichtigen in unangemessener Weise. Sie schaffen einen Geheimbereich, in 

dem die Finanzverwaltung ohne Kontrolle selbst durch die Gerichte agieren kann. Das 

ist mit dem Rechtsstaats- und Demokratieprinzip sowie dem Grundrecht auf 

informationelle Selbstbestimmung nicht vereinbar. 

 

Der Ausschlussgrund des Abs. 1 Nr. 1, der in Abs. 2 konkretisiert wird, wäre nur 

angemessen, wenn ein Steuerfahndungsverfahren eingeleitet werden soll bzw. der 

Verdacht einer Steuerstraftat oder Steuerordnungswidrigkeit besteht und 

entsprechende Verfahren eingeleitet werden sollen. In der gegenwärtigen Form werden 

damit alle Steuerpflichtigen unter „Generalverdacht“ gestellt. So soll eine Gefährdung 

der Aufgabenerfüllung der Finanzbehörde schon vorliegen, mit der Folge, dass die 

Unterrichtung oder Auskunftserteilung nach Abs. 2 Nr. 1 verweigert werden kann, wenn 

die Auskunft den Betroffenen oder Dritte in die Lage versetzen könnte, Sachverhalte zu 

verschleiern oder Spuren zu verwischen. Jede Unterrichtung oder Auskunft „versetzt“ 

den Steuerpflichtigen jedoch abstrakt in diese Lage, unabhängig davon, ob er dies 

beabsichtigt oder nicht. Als allgemeiner Ausschlussgrund, unabhängig von einem 

Steuerfahndungs-, Straf- oder Bußgeldverfahren ist dieser Tatbestand ungeeignet. 
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Entsprechendes gilt für den Ausschlussgrund des Abs. 2 Nr. 2 (Gefahr, dass der 

Steuerpflichtige erfährt, was die Finanzverwaltung über ihn weiß und er die Erfüllung 

seiner Mitwirkungspflichten darauf abstellen kann). Die Auskunft ermöglicht dem 

Steuerpflichtigen immer, zu erkennen, welche Besteuerungsgrundlagen die 

Finanzbehörde kennt oder nicht kennt, so dass er, abstrakt betrachtet, die Erfüllung 

seiner Mitwirkungspflichten darauf abstellen könnte. Auch hier ist eine Einschränkung 

auf konkrete Fälle der Steuerfahndungs-, Straf- oder Bußgeldverfahrens erforderlich. 

Auf abstrakte Möglichkeiten abzustellen ist unangemessen und wird dem Auskunfts- 

und Informationsinteresse des Steuerpflichtigen nicht gerecht. 

 

Systematisch nicht haltbar ist der Ausschlussgrund des Abs. 1 Nr. 3. Danach soll die 

Auskunft ausgeschlossen sein, wenn die Daten nach § 30 AO oder einer anderen 

Vorschrift geheim gehalten werden müssen. Ist das der Fall, dürfen sie für die 

Besteuerung des Steuerpflichtigen überhaupt nicht verwendet werden, weil sonst sein 

Rechtsschutz beeinträchtigt würde. Spätestens im Gerichtsverfahren müssen die Daten 

offen gelegt oder sie dürfen nicht verwendet werden. 

 

Unangemessen ist auch, dass in bestimmten Fällen die Ablehnung der 

Auskunftserteilung nach § 32c Abs. 3 AO-neu nicht begründet zu werden braucht. Dies 

würde einen Rechtsschutz des Steuerpflichtigen unmöglich machen und eine 

Überprüfung der Ablehnung durch die Gerichte praktisch beseitigen. Die 

Entscheidungen der Finanzverwaltung dürfen aber nicht der gerichtlichen Kontrolle 

entzogen werden. 

 

IV. Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Verbesserung des 

Steuererklärungseingangs und zur Übermittlung von Vollmachtsdaten – 

Anlage 4 

 

15. § 80 Abs. 9 AO-neu, § 383c AO-neu 

 

Die Regelung, dass bei Angehörigen der steuerberatenden Berufe eine 

ordnungsgemäße Bevollmächtigung vermutet wird, wird begrüßt. Jedoch sollten 

Angehörige der steuerberatenden Berufe nicht der Bußgeldvorschrift des § 383c AO-

neu bei Fehlern bei der Bevollmächtigung unterliegen.  
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16. § 149 AO-neu 

 

Die generelle Verlängerung der Fristen für die Abgabe der Steuererklärung bei 

Beauftragung eines Angehörigen der steuerberatenden Berufe bis zum 28. Februar des 

zweiten auf den Veranlagungszeitraum folgenden Kalenderjahres wird begrüßt. 

 

17. § 152 AO-neu 

 

§ 152 Abs. 2 AO-neu sieht zwingend die Festsetzung eines Verspätungszuschlages 

vor, wenn die Steuererklärung nicht innerhalb der Fristen des § 149 AO-neu abgegeben 

wird. Diese Regelung ist unangemessen, da sie keinen Raum für die Berücksichtigung 

der Gründe lässt, warum die Steuererklärung nicht fristgemäß abgegeben wurde. Es 

sollte daher bei der Regelung des Abs. 1 bleiben, wonach die Festsetzung des 

Verspätungszuschlages durch Ermessensentscheidung der Finanzbehörde erfolgt. 

 

Ebenfalls unangemessen sind die Regelungen in Abs. 3-5, die feste Beträge für den 

Verspätungszuschlag bestimmen. Eine Ermessensentscheidung der Finanzbehörde 

oder Gegenvorstellungen des Steuerpflichtigen sind danach nicht möglich. Anders als 

im geltenden Recht können persönliche Umstände, die zu der verspäteten Abgabe der 

Steuererklärung geführt haben, nicht berücksichtigt werden. 

 

V. Sonstige Vorschläge für Änderungen der AO 

 

18. § 163 AO-neu 

 

Die Regelung des § 163 Abs. 3 Nr. 1 AO-neu, dass eine mit der Steuerfestsetzung 

verbundene Billigkeitsmaßnahme immer unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht, ist 

unangemessen. Eine Billigkeitsmaßnahme wird regelmäßig erst nach Prüfung des 

Sachverhalts und damit im Einzelfall ergehen, so dass sich der Steuerpflichtige darauf 

verlassen können muss, dass die Entscheidung in Bestandskraft erwächst. Die 

Regelungen in § 163 Abs. 3 Nr. 2, 3 AO, wonach die mit der Steuerfestsetzung 

verbundene Billigkeitsentscheidung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht, wenn 

die Steuerfestsetzung selbst unter dem diesem Vorbehalt steht oder vorläufig ist, dürfte 

ausreichen. 
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Für nicht mit der Steuerfestsetzung verbundene Billigkeitsmaßnahmen soll § 130 Abs. 3 

S. 1 AO (Rücknahme innerhalb eines Jahres nach Kenntniserlangung durch die 

Finanzbehörde) nicht gelten. Dies ist unangemessen. Es ist nicht ersichtlich, wieso die 

Finanzbehörde nicht in der Lage sein soll, die Billigkeitsmaßnahme innerhalb eines 

Jahres zurückzunehmen, wenn sie die Tatsachen kennt, aus denen sich die 

Rechtswidrigkeit der Billigkeitsmaßnahme ergibt, sondern eine längere Frist benötigt. 

Bedenklich ist auch, dass in diesen Fällen überhaupt keine zeitliche Beschränkung für 

die Rücknahme bestehen soll. Das schränkt den Grundsatz der Rechtssicherheit 

unangemessen ein. 

 

Aus systematischer Sicht bedenklich ist, dass für die Rücknahme von 

Billigkeitsmaßnahmen, die mit der Steuerfestsetzung verbunden sind, § 164 AO gelten 

soll, was auch eine Änderung einer rechtmäßigen Billigkeitsentscheidung durch neue 

Ermessenserwägungen ermöglicht, während für die Rücknahme von selbständigen 

Billigkeitsentscheidungen § 130 AO gelten soll, der nur bei rechtswidrigen 

Entscheidungen eingreift. Ein sachlicher Unterschied zwischen diesen beiden Arten der 

Billigkeitsentscheidung, der diese unterschiedlichen Rücknahmemöglichkeiten 

rechtfertigen würde, ist aus rechtlicher Sicht nicht erkennbar. 

 

19. § 174 Abs. 5 S. 2, § 360 Abs. 5 AO-neu  

 

Nach § 360 Abs. 5 AO-neu soll die Einspruchsentscheidung auch für Dritte bindend 

sein, die keinen fristgerechten Antrag auf Hinzuziehung gestellt haben und demnach 

zum Verfahren nicht hinzugezogen worden sind. Dies beeinträchtigt den Rechtsschutz 

des Dritten unangemessen, da eine Entscheidung gegen ihn wirksam wird, ohne dass 

er an dem Verfahren beteiligt wurde, u.U. ohne dass er von dem Verfahren überhaupt 

Kenntnis erlangt hat. Damit wird in unangemessener Weise in sein grundrechtlich 

geschütztes Recht auf Rechtsschutz und rechtliches Gehör eingegriffen. Eine solche 

Regelung dürfte verfassungswidrig sein. 

 

Nach § 174 Abs. 5 S. 2 AO-neu soll diese Regelung entsprechend auch im Rahmen 

des § 174 Abs. 5 AO gelten. Abgesehen von den gegen § 360 Abs. 5 AO-neu 

bestehenden Bedenken ist diese Inbezugnahme des § 360 Abs. 5 AO bei § 174 Abs. 5 

AO verwirrend. § 360 Abs. 5 AO-neu soll nur gelten, wenn der Dritte den Antrag auf 
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Hinzuziehung nicht oder nicht fristgerecht gestellt hat. Bei § 174 Abs. 5 AO wird der 

Dritte aber diesen Antrag nie stellen, weil eine Antragstellung seinen Interessen 

widersprechen würde. Die Hinzuziehung nach § 174 Abs. 5 AO hat ja zur Folge, dass 

gegebenenfalls gegenüber dem Hinzugezogenen festzusetzende Steuer erhöht wird.  

Die Hinzuziehung nach § 174 Abs. 5 AO wird also regelmäßig ohne Antrag des Dritten 

durch die Finanzverwaltung erfolgen. Die Regelung würde also bedeuten, dass die 

Entscheidung immer gegen den Dritten wirkt, entweder, weil er den Antrag auf 

Hinzuziehung (seinen Interessen zuwider) gestellt hat, oder weil er ihn nicht gestellt hat. 

Der Steuerpflichtige müsste also eine Entscheidung entgegen seiner Interessenlage 

treffen. Die Finanzverwaltung brauchte ihrer Obliegenheit, nach § 174 Abs. 5 AO zu 

prüfen, ob der Dritte hinzugezogen werden soll, nicht nachzukommen. Vielmehr würde 

eine Entscheidung gegenüber dem Dritten auch bindend sein, wenn die Finanzbehörde 

die Hinzuziehung des Dritten unterlassen hat. 


